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A. Einleitung. 

Gegenſtand und Geſchichte des Urheberrechts. 

IJ. Das literariſche Urheberrecht hat die Aufgabe, allen 
künſtleriſchen Gedankengebilden Schutz zu verleihen. Es ſchützt 
daher nicht ſchon die Idee als ſolche, die innerlich geiſtige Arbeit 
des Künſtlers muß vielmehr erſt als poſitives Ergebnis ſeines 
Denkens als reales Werk an die Offentlichkeit getreten ſein. Erſt 
das Buch, das die Gedanken des Schaffenden der Mitwelt offen- 
bart, verleiht urheberrechtlichen Schutz. Daß dieſer abſolut ge- 
trennt von dem Sacheigentum an dem Manufkript oder dem ein— 
zelnen Exemplar des gedruckten Werkes beſteht, erſcheint dem 
modernen Menſchen ſelbſtverſtändlich; und doch iſt die Anerken— 
nung dieſes Dualismus erſt ſpät erfolgt, erſt in neueſter Zeit iſt 
eine vollkommene und zweckentſprechende Grundlage für das 
Urheberrecht geſchaffen worden. 

II. Wenn das Altertum ſelbſt in der klaſſiſchen Zeit der 
römiſchen Juriſten dem fundamentalen Unterſchied zwiſchen 
ideellem Wert eines Schriftwerks und dem Sacheigentum am 
Manuffript nicht gerecht wurde, jo iſt das in der Eigenart der 
Verhältniſſe durchaus begründet, da einer Verbreitung eines 
Schriftwerks große Schwierigkeiten entgegenſtanden. Es gab 
wohl Buchhändler, die den Verlag der Werke bedeutender Schrift— 
ſteller übernahmen!), von einer Ver viel fältigung im modernen 
Sinn kann aber nicht die Rede ſein, wenn auch von verſchiedenen 
Seiten?) auf die überaus billigen Sklavenkräfte hingewieſen 
wird, die für derartige Zwecke zur Verfügung ſtanden. Somit 

1) Bekannt iſt vor allem der Verlag der Gebrüder Soſius, die 


Horaz mehrfach erwähnt. Epiſt I, 20, de arte poetica 345, 6. 
2) Riezler a. a. O. S. 201. 


Er 


entfällt, da die Möglichkeit unbefugter gewerblicher Verbreitung 
relativ gering war, auch das Bedürfnis, den Künſtler gegen Be— 
einträchtigung ſeiner Rechte zu ſchützen. Genauer iſt es vielleicht, 
nicht das Fehlen eines Bedürfniſſes, ſondern das Nichterkennen 
eines ſolchen zu konſtatieren. Auf dem verwandten Gebiet des 
Verlagsrechts will zwar Kohler?) in der ſpätrömiſchen Zeit 
ein quaſi Verlagsrecht anerkannt wiſſen, das das Fehlen geſetz⸗ 
licher Beſtimmungen durch Verträge der Buchhändler unterein- 
ander ausgleichen ſollte. Wieder andere ſprechen von einer actio 
iniuriarum oder gar einer actio furti, die dem Urheber gegen den 
Störer gegeben ſein ſollte. Es werden verſchiedene Quellenſtellen 
dazu zitiert, ebenſo Hinweiſe bei römiſchen Dichtern, etwas Poſi⸗ 
tives wird aber in all dieſen Stellen nicht bezeugt. Ich halte, wie 
ſchon geſagt, einen Schutz der Urheber gegen unbefugte Veröffent⸗ 
lichung ihrer Werke in damaliger Zeit für nicht anerkannt ER 


III. Eine Notwendigkeit, den Künſtler zu ſchützen, trat erſt mit 
der Erfindung der Buchdruckerkunſt ein, da von da ab eine wirk— 
liche mechaniſche Vervielfältigung des zu ſchützenden Rechts⸗ 
gutes möglich wurde. Aber auch damals traf man mit den Be⸗ 
ſtimmungen, die zum Schutze der Urheber erlaſſen wurden, nicht 
das Weſen des Rechts. Es wurden nämlich Privilegien erteilt zur 
ausſchließlichen Vervielfältigung und Verbreitung eines Geiſtes⸗ 
erzeugniſſes, die aber nicht, wie man erwarten ſollte, dem Urheber, 
ſondern dem Verleger zuſtanden. Es war das gewiſſermaßen eine 
Art gewerblichen Schutzes, der den Drucker — ähnlich wie die 
Innungen den Handwerker — vor Störungen ſeines Gewerbe— 
betriebes durch Dritte bewahren ſollte. Bis zu einer Wertung 
des ideellen Gehalts einer künſtleriſchen Leiſtung war man auch 
damals noch nicht gekommen. 


IV. Nach verſchiedenen Stadtverordnungen betreffend die 
Regelung des Nachdrucks brachte das erſte engliſche Geſetz vom 


3) Urheberrecht S. 31. 
4) Kloſtermann, Geiſtiges Eigentum I S. 37. 
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Jahre 1709 5) einen großen Fortſchritt, da es neben dem Ver— 
lagsrecht ein von dieſem unabhängiges Urheberrecht feſt⸗ 
ſtellt. Es hat aber auch dann noch weit über 100 Jahre gedauert, 
ehe ein ſolches Recht allgemein anerkannt und vor allem ſeine 
Stellung zum geltenden Recht genau fixiert wurde. Erſt die 
modernſte Schule der Rechtswiſſenſchaft hat hier den Weg eröff— 
net. Ihering war es, der vor allem in ſeinem Werke „Der 
Zweck im Recht“ der Wiſſenſchaft die Wege gezeigt hat, die für 
die Beurteilung eines Rechts und für deſſen Stellung im Syſtem 
maßgebend ſind. Und eines der bedeutendſten Rechte, die ſeiner 
Lehre ihre Entſtehung verdanken, iſt das moderne Urheberrecht. 
Es kann daher kein Wunder nehmen, daß bei einem ſo jungen 
Rechtsinſtitut in Theorie und Praxis hinſichtlich ſeiner juriſti⸗ 
ſchen Konſtruktion die verſchiedenſten Anſichten vertreten ſind. 


B. Ausführung. 


1. Das Urheberrecht als Reflex 
ſtrafrechtlicher Normen. 


1. Allgemeines. 


Es gibt ſogar unter unſeren modernen Theoretikern noch 
einige, die das Urheberrecht überhaupt nicht als ſubjektives Pri- 
vatrecht gelten laſſen wollen. Sie ſind zwar ihrer Zahl nach in der 
Minderheit, gegen ihre Auffaſſung ſprechen auch heute die poſiti— 
ven Geſetzsbeſtimmungen, da ſich der Geſetzgeber der herrſchenden 
Lehre angeſchloſſen hat. Trotzdem dürfen ſie nicht übergangen 
oder ihr Standpunkt gar als veraltet angeſehen werden, da ſich 
gerade in jüngſter Zeit ein namhafter Schriftſteller für eine der— 
artige Konſtruktion ausgeſprochen hat. 


5) Act for the Encouragement of learning by vesting the Copies 
of printed Books, in the Autors or Purchasers of such Copies, during 
the Times therein mentioned. 


II. Die Gerberſche Lehre im beſonderen. 


Von den älteren war es vor allen Gerber, der dem Ur— 
heberrecht jeden poſitiven Inhalt abgeſprochen hat. Nach ſeiner 
Anſicht beſteht es lediglich in einer Reflexwirkung von Verbots— 
geſetzen, die erſt in jedem Fall der Zuwiderhandlung dem Ur— 
heber ihren Schutz angedeihen laſſen. Damit ſcheiden alle ur— 
heberrechtlichen Befugniſſe aus dem Rahmen des Privatrechts 
aus und ſtellen ſich dar als „eine allgemeine Monopoliſierung des 
Autors und Verlegers in dem gewerbsmäßigen Vertrieb eines 
literariſchen Produkts“ ). Daß eine ſolche „Monopoliſierung“ 
kraft Privilegs oder auch kraft Geſetzes ihrerſeits wieder ſub— 
jektive Rechte verleiht, gibt natürlich auch Gerber zu. Dieſe 
ſcheinen ihm aber nicht zum Weſen der urheberrechtlichen Berech— 
tigung zu gehören, ſie ſind nur „zwar zweckmäßige und gute, aber 
nicht das Prinzip charakteriſierende ſekundäre Nebenwirkungen 
des Verbots“ “). Erſt nach Verletzung einer beſtehenden objektiven 
Norm komme das ſubjektive Recht des Autors zur Entſtehung. 
Weſentlich ſeien nur die Verbotsgeſetze; infolgedeſſen gehörten 
alle Befugniſſe des Urhebers — wenn man ſie überhaupt ſo nen⸗ 
nen darf — unter die Forderungen aus unerlaubten Handlun⸗ 
gen, als Deliktsobligationen, deren Vorhandenſein reſp. Fehlen 
von Fall zu Fall aus der Faſſung des Geſetzes zu entnehmen ſei. 

Soweit die Gerberſche Lehre, der ſich in neueſter Zeit La— 
bands) und Otto Mayer?) angeſchloſſen haben. 


III. Ihre theoretiſche Widerlegung. 


Ihr iſt entgegen zu halten, daß fie dem Weſen des Urheber- 
rechts und den Anſprüchen, die der Autor an die Rechtsordnung 
zu ſtellen hat, in keiner Weiſe gerecht wird. Wenn Gerber!) 


6) Gerber Syſtem S. 370. 
7) Gerber Syſtem S. 370. 
8) a. a. O. S. 368 ff. 
9) d. a. O. S. 245ff. 
10) Gerber, SherS. S. 365. 
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ſeine Ausführungen mit der Frage beginnt, ob denn das Schrei— 
ben eines Buches ſich als Rechtsgeſchäft darſtelle, ſo müſſen wir 
das mit ihm zu Recht verneinen. Aber, ſo wollen wir dagegen 
fragen, kennt denn die Rechtswiſſenſchaft nur rechtsgeſchäftliche 
Akte als Entſtehungsgründe ſubjektiven Rechts? Das kann doch 
nicht wohl behauptet werden; inſofern iſt der Gerberſche Hin— 
weis zwar richtig, beſagt aber nichts für die Natur des Rechts. 
Zugegeben werden muß auch, daß der Schutz gegen Nachdruck „le— 
diglich und allein auf Rechtsſätzen“ beruhe. Aber auch darauf 
kann erwidert werden, daß jeder Schutz nur kvaft poſitiven Rechts 
erteilt wird. Ob ein Recht tatſächlich anerkannt iſt oder nicht, 
iſt immer nur aus jeweils geltendem Recht zu entſcheiden. Jeder— 
zeit kann der Geſetzgeber die Schutzwürdigkeit in Abrede ſtellen; 
trotzdem bliebe das Recht oder vielmehr, da Recht ſtets poſitive 
Beſtimmung vorausſetzt, das rechtliche Intereſſe beſtehen. In— 
ſofern iſt es vielleicht nicht unangebracht, in ſolchen Fällen von 
einem droit moral zu ſprechen, von einem Recht, deſſen Exiſtenz 
notwendigerweiſe anerkannt werden muß. Das Urheberrecht, 
das der Künſtler durch Geſtaltung ſeiner Gedanken geſchaffen hat, 
entſteht nicht kraft konſtitutiver Wirkung der Normen des Ge— 
ſetzes. Es entſteht vielmehr lediglich auf Grund ſeiner Tätigkeit 
und wird durch das Geſetz nur geſchützt. Der Autor ſchafft ſich 
mit ſeinem Werk ein Gut, das als ſolches anerkannt wird und das 
nicht erſt im Falle einer Verletzung entſteht. Und dieſes Gut 
trägt alle Merkmale eines Rechts, da jedes ſubjektive Recht ſich 
darſtellt als eine Macht, die dem einzelnen durch die Rechtsord— 
nung verliehen iſt !!). Die poſitiven Elemente des Urheber— 
rechts, die auch Gerber erwähnt, der Schutz gegen Plagiate, 
das Recht auf Vervielfältigung, Verbreitung u. dergl. mehr, ſie 
bilden gerade das Weſen des Rechts und ihre Verletzung zieht die 
Rechtsfolgen nach ſich. Richtig iſt natürlich die Feſtſtellung, daß 
die Intereſſen des Urhebers ſich erſt bei einer Verletzung ſeines 


11) So Kohler und Ihering; a. A. Kär ger, der einengend 
noch Beziehung auf ein beitimmtes Objekt verlangt. 
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Rechts erkennen laſſen. Aber das hat das Urheberrecht mit vielen 
andern Rechten gemein, ohne daß man ſie deswegen alle unter 
die Deliktsobligationen verweilen könnte. Nicht die Ver bots- 
geſetze zeigen uns das Recht, das Recht, das poſitive Recht iſt das 
primäre, das dann die Verbotsgeſetze als Schutz für eine evtl. 
Verletzung erhalten hat. Ein gutes Beiſpiel für die Unrichtigkeit 
der Gerberſchen Theorie wird bei Riezler te) gegeben. Dort 
heißt es, daß man auf Grund der Gerberſchen Lehre mit dem— 
ſelben Recht ſchließlich das Eigentum als „einen Rückſchlag des 
Diebſtahls⸗ und Unterſchlagungsverbots“ charakteriſieren könne. 
Tatſächlich iſt auch in der Theorie einmal der Standpunkt ver⸗ 
treten worden, das Eigentum ſtelle nichts weiter dar, als ein gegen 
jedermann gerichtetes Unterſagungsrecht. Während dieſe Anſicht 
aber, als durchaus abwegig, abſolut unbeachtet geblieben iſt, 
konnte derſelbe Gedanke im Urheberrecht feſteren Fuß faſſen, ohne 
allerdings auch hier von Einfluß auf die Rechtsentwicklung zu 
ſein. Die herrſchende Anſicht hat auch auf dieſem Gebiet dem 
Urheber ein Recht zuerkannt, und zwar das „alle rechtlich an— 
erkannten Beziehungen umfaſſende Dispoſitionsrecht über ein 
Geiſtesprodukt“ ). 


IV. Das geltende Recht. 


Auch die Geſetzgebung hat gleich der Wiſſenſchaft ein Ur- 
heber rech t anerkannt. So ſpricht beiſpielsweiſe ſchon das Baye⸗ 
riſche Geſetz vom Jahre 1865 '*) von Urheberrechten (Art. 60 ff.) 
und das heute geltende Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken 
der Literatur und der Tonkunſt vom Jahre 1901 (LUG.) hat 
hierin keine Anderung eintreten laſſen. Nach § 8,1 dieſes Ge⸗ 
ſetzes kann das Recht beſchränkt oder unbeſchränkt auf Dritte 

12) a. a. O. S. 9. 

13) Stobbe -Lehmann a. a. O. S. 33; ebenſo Riezler, 
Kohler, Kloſtermann, Gierke, Mandry, Wächter, 
Bluntſchli, Beſeler. 

14) Abgedruckt bei Mandry. 
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übertragen werden. Abgeſehen von der Faſſung: das „Recht! 
könne übertragen werden, iſt nach gemeinhin anerkannten Grund⸗ 
ſätzen nur eine Übertragung von Rechten oder Sachen möglich; 
bloße Reflexwirkungen können nicht übertragen werden. Ein 
vierter Abſchnitt des LUG. ſpricht weiter von Rechts verletzun⸗ 
gen, die ihrerſeits begrifflich das Vorhandenſein eines Rechts 
vorausſetzen. 

Auch die öſterreichiſche Geſetzgebung anerkennt ein Urheber⸗ 
recht. Es heißt in dem Übereinkommen betr. den Schutz der 
Urheberrechte an Werken der Literatur, Kunſt und Photographie 
zwiſchen Deutſchland und Oſterreich vom 30. Dezember 1899 im 
Art. 5: „Die durch dieſes Übereinkommen gewährleiſteten 
Rechte ſtehen 


Nur wenn man die Befugniſſe des Urhebers als umfaſſen— 
des Rechtsgebilde auffaßt, erhält man auch praktiſch ein befriedi— 
gendes Reſultat. Wird der Schutz, der dem Urheber zugebilligt 
wird, nur auf Deliktsobligationen zurückgeführt, wie iſt es dann, 
wenn das Urheberrecht ſchuldlos verletzt wird? Auch in dieſem 
Falle muß der Autor gegen den Verletzer vorgehen können, da 
ſeine Rechtsſtellung andernfalls nicht zweckentſprechend wäre. 
Wird ihm aber auch in dieſem Falle der Schutz des Geſetzes zu- 
geſprochen (altes Urheberrechtsgeſetz $ 18, Abſ. 6, heute LUG. 
S 36 in Verb. mit $ 812 ff. BGB.), jo iſt damit auch die Rechts⸗ 
natur des Urheberrechts anerkannt, denn eine Deliktsobligation 
ohne Delikt iſt ein Widerſpruch in ſich. Nur dann kann auch der 
Urheber die vermögensrechtliche Quelle ſeines Schaffens richtig 
verwerten, wenn er ſich mit ſeiner geiſtigen Arbeit ein Gut ge⸗ 
ſchaffen hat, über das er analog den dinglichen Rechten an mate- 
riellen Gütern in jeder Hinſicht frei verfügen kann. Eine der- 
artige Verfügbarkeit iſt dementſprechend auch im weiteſten Um⸗ 
fange zugelaſſen; denn es finden auf das Urheberrecht nicht nur 
die Vorſchriften des LUG. ſondern auch nach allgemein anerfann- 
ter Anſchauung alle einſchlägigen Vorſchriften des BGB. ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. 
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2. Das Urheberrecht als ſubjektives Privatrecht. 
a) Einteilung ſubjektiver Rechte. 

Somit müſſen die Befugniſſe, die dem Autor aus der 
Schöpfung ſeines Werkes entſtehen, als Ausfluß eines Rechts an— 
geſehen werden. Selbſtverſtändlich iſt dieſes Recht ein abſolutes 
Recht, da es ſeine Wirkungen nicht in Beziehungen beſtimmter 
Perſonen zueinander erſchöpft, ſondern dem Urheber, wie das 
dingliche Recht des Eigentümers, gegen jeden Dritten zuſteht. 

Um eine genauere Definition ſeiner Struktur zu geben, 
wird es angebracht ſein, auf die allgemein übliche Einteilung aller 
Rechte hinſichtlich ihres Inhalts zurückzugreifen. Bei einer 
ſolchen werden herkömmlicherweiſe drei Kategorien unter— 
ſchieden: Perſönlichkeits- oder Individualrechte, Familien- und 
Vermögensrechte. In unſerm ſpeziellen Fall ſcheiden dle Fami⸗ 
lienrechte aus, die Urheberrechte können nur Perſönlichkeits- oder 
Vermögensrechte ſein, oder ſie können, was begrifflich ſehr wohl 
denkbar iſt, gemiſchte Rechte ſein, die ſowohl dem einen wie dem 
andern Gebiet angehören, ſei es als einheitliches Rechtsgebilde, 
ſei es als ein Inbegriff mehrerer Rechte, der gemeinhin unter dem 
Namen „Urheberrecht“ zuſammengefaßt wird. 


b) Stellung des Geſetzes zur Theorie. 

Da wir uns die Aufgabe geſtellt haben, das Weſen des Ur⸗ 
heberrechts unter Bezugnahme auf das geltende Recht feſtzuſtellen, 
joll ſchon an dieſer Stelle die Stellung des Geſetzgebers allgemein 
gezeichnet werden. Entſprechend der bei uns geltenden übung 
ſind geſetzliche Definitionen für das Urheberrecht ebenſo wie für 
das bürgerliche Recht des BGB. grundſätzlich vermieden worden. 
Die Theorie iſt daher bei ihrer Auslegung faſt ungebunden. Sie 
hat nur zu prüfen, ob ihre Deduktionen ſich dem einordnen laſſen, 
was der Geſetzgeber dekretiert hat, oder ob ſie ſich in direktem 
Widerſpruch zum Gejeßestert ſtellen. Schlüſſe auf die Kon— 
ſtruktion des Rechts zu ziehen, iſt faſt ausſchließlich auf Grundlage 
viſſenſchaftlicher Unterſuchungen möglich, ohne daß dieſe Unter— 
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ſuchung überall auf den Widerſtand des Geſetzes ſtößt. Wie weit 
auseinandergehend die Anſchauungen hinſichtlich des Urheber— 
rechts trotz der poſitiven Regelung durch das LUG. ſein können, 
geht am beſten aus der Außerung eines Mitgliedes der beraten- 
den Kommiſſion hervor. Spa h n!?) ſchreibt darüber in der Deut- 
ſchen Juriſtenzeitung: „Zwar war man darüber einig, daß das 
Recht an literariſchen pp. Geiſteserzeugniſſen als ſelbſtändiges 
Immaterialgüterrecht dem unmittelbaren Güterrechte gegenüber⸗ 
ſtehe; dennoch lag manchen Anträgen die Anſicht zu grunde, es 
ſei das Recht des Schriftſtellers pp. auf die ausſchließliche wirt— 
ſchaftliche Verwertung ſeiner geiſtigen Schöpfung eigentumsgleich 
zu geſtalten und zu ſchützen, allerdings ohne daß eine Gewährung 
des Schutzes auf ewige Zeit verlangt wäre. Und auch der 
Widerſtreit trat hervor, ob das Recht des Urhebers ein umfaljen- 
des Herrſchafts- und Genußrecht über ſeine Werke oder nur ein 
begrenztes Ausſchließungsrecht gegen die Geſamtheit der Mit⸗ 
menſchen ſei. Aber keine dieſer theoretiſchen Auffaſſungen hat im 
Geſetz ſelbſt ihren Ausdruck gefunden ...“ Und etwas ſpäter 
heißt es: „es läßt ſich auch aus mehreren andern Beſtimmungen 
eine ſtärkere Anerkennung des Urheberrechts als eines Perſönlich— 
keitsrechts herausleſen, ohne daß ſich jedoch ſagen ließe, die Kom— 
miſſion habe ſich gerade dieſer theoretiſchen Konſtruktion ange— 
ſchloſſen.“ 

Mit geringen Abgrenzungen im einzelnen ſind durch dieſe 
Worte ſämtliche herrſchenden Theorien über das Weſen des Ur— 
heberrechts fixiert. 


c) Das Urheberrecht als Vermögensrecht. 
Die hiſtoriſche ältere Lehre iſt die, die im Urheberrecht ein 
Vermögensrecht erblickt, und mit ihr wollen wir dieſen Abſchnitt 
unſerer Unterſuchung beginnen. 
15) DIZ 1901 S. 172. 
Diſſ. Zobel. a 2 


x) Allgemeines über Vermögensrechte. 


Auch der Begriff des Vermögensrechts iſt vom Geſetzgeber 
nicht näher definiert, ſo daß wir ihn erſt abgrenzen müſſen. 

Vermögensrecht iſt, wie der Name ſagt, ein Recht, das in 
gewiſſer Beziehung zum Vermögen ſteht. Wenn gemeinhin von 
Vermögen die Rede iſt, ſo werden darunter die Mittel verſtanden, 
die dem Individuum zur Erfüllung ſeiner ſpeziellen Bedürfniſſe 
zur Verfügung ſtehen. Vermögensrechte ſind ſomit alle die 
Rechte, die dieſem Zweck zu dienen beſtimmt ſind. 

Soweit herrſcht in der Literatur über den Begriff Ein⸗ 
ſtimmigkeit. Geſtritten wird nur darüber, welche Rechte einen 
ſolchen Zweck zu erfüllen in der Lage ſind. Von einer großen Zahl 
von Schriftſtellern wird als Kriterium für das Vorhandenſein 
eines Vermögensrechts die Tatſache als erheblich erachtet, ob das 
Recht einen Geldwert befige. Iſt ein ſolcher vorhanden, ſei er nun 
Tauſchwert, das Recht alſo übertragbar, oder Nutzwert, der nur 
auf einer anderweitigen Verwendbarkeit des Rechts beruht, 
ſo gilt das Recht als Vermögensrecht 16). Nach dieſer Theorie 
braucht das Urheberrecht nicht unter allen Umſtänden einen ver— 
mögensrechtlichen Charakter zu haben, denn es ſind ſehr wohl 
Fälle denkbar, in denen der Urheber keinerlei wirtſchaftlichen 
Nutzen von ſeinem Werke hat 7). Daß ein derartiges Werk aber 
ebenfalls urheberrechtlichen Schutz genießt, muß im Gegenſatz zu 
Kloſtermann als ſelbſtverſtändlich erachtet werden ($ 1 
(LUG). Andererſeits iſt es nicht angängig, die Rechtsqualität 
der urheberrechtlichen Schöpfung davon abhängig zu machen, ob 
ſie ertragreich ſei oder nicht. 

Die Unterſcheidung hinſichtlich des Wertes iſt daher nicht 
haltbar. Auch Rechte, die keinen „produktiven Geldwert“, d. h. 
keinen Nutz⸗ oder Tauſchwert haben, können Vermögensrechte 
ſein. Das bei v. T uhr zitierte unübertragbare Theaterbillett 
iſt nicht etwa als „ein nicht zum Vermögen gehörendes Recht auf 


16) v. Tuhr S. 314; Crome , 170 und die dort Zit. 
177 Kohler ArchBürgR. 12, 2. 5 
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künſtleriſchen Genuß“ zu werten, es iſt vielmehr ein Vermögens⸗ 
recht, das, wie Kohler richtig erwähnt, nur konſumtiven, nicht 
produktiven Wert hat. Ebenſo müſſen ſelbſt abſolut wertloſe 
Sachen als Vermögensrechte angeſehen werden. Sie gehören 
zum Vermögen, ſind alſo im Konkurs nicht ohne weiteres kon⸗ 
kursfrei, ſondern müſſen erſt freigegeben werden 8). 

Zweckmäßig werden wir den Wert eines Rechts bei der Be— 
wertung ſeiner Stellung vollkommen aus dem Spiele laſſen, und 
mit Sohm“) als beſſeres Unterſcheidungsmerkmal das der 
Verfügbarkeit aufſtellen. Über alle Rechte, die den perſönlichen 
Intereſſen zu dienen beſtimmt find, muß der Berechtigte ver 
fügen können, daher ſind alle verfügbaren Rechte ohne Rückſicht 
auf den Wert als Vermögensrechte anzuſprechen. Hierzu ge— 
hören alle veräußerlichen Rechte (auch die im ſpeziellen Fall un- 
veräußerlichen, wie z. B. ein Fideikommiß) und nächſt dieſen alle 
die Rechte, die durch Abſpaltung von einem veräußerlichen Recht 
entſtanden ſind, mögen ſie ihrerſeits übertragbar ſein oder 
nicht?“). Eine Folge der Verfügbarkeit iſt die Unterwerfung 
des Vermögensrechts unter die Zwangsvollſtreckung. 

Vermögensrechte ſind alſo die Rechte, über die der Berech— 
tigte verfügen kann, und in die wegen irgend welcher Forderun— 
gen die Zwangsvollſtreckung betrieben werden kann, da fie zum 
Vermögen des Schuldners gehören. 

Nach dieſer Definition iſt das Urheberrecht wenigſtens teil- 
weiſe unter allen Umſtänden als Vermögensrecht anzuſprechen. 
Der Urheber kann im weiteſten Maße über ſein Recht verfügen; 
er kann es, wie ſchon feſtgeſtellt, ſogar vollſtändig veräußern. 
Daß die Zwangsvollſtreckung nur unter gewiſſen Umſtänden zu- 

18) So richtig auch v. Tuhr. 

19) a. a. O. S. 375. 

20) Das Nähere darüber bei Sohm, da es über den Rahmen 
dieſer Abhandlung hinausgeht. Zu einem ähnlichen Ergebnis gelangt 
auch Enneccerus, da die Unſtimmigkeit, die hinſichtlich des Erbrechts 
beſteht, darauf zurückzuführen iſt, daß dieſes kein ſubjektives Recht, ſon⸗ 
dern nur ein, allerdings vermögensrechtliches Rechtsverhältnis iſt. 
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gelaſſen iſt, hängt mit der beſonderen Stellung des Rechts zu— 
ſammen, auf die wir ſpäter noch näher zurückkommen werden. 
Mit dieſer Syſtematiſierung der Vermögensrechte iſt es aber 
noch nicht genug, da ſie wiederum in dingliche und immaterial— 
güterrechtliche zerfallen, welch letztere erſt den Urheberrechten ſelbſt 
ihre Entſtehung verdanken. Als dingliches Recht wird das 
Autorrecht dem Eigentum gleichgeachtet, und als „geiſtiges 
Eigentum“ bezeichnet, die Lehre vom Immaterialgüterrecht be— 
tont gerade den Unterſchied zwiſchen dinglichen und Urheber⸗ 
rechten. 
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3) Das Urheberrecht als dingliches Recht. 
J. Oſterrieths Lehre vom geiſtigen Eigentum. 

Oſterrieth en) iſt es vor allem, der die Lehre vom 
geiſtigen Eigentum vertritt 22). Er argumentiert folgender- 
maßen: Durch das Schaffen jeines Geiſteswerks erwirbt der 
Autor ein Gut, deſſen wirtſchaftliche Verwertung ihm durch die 
Rechtsordnung geſichert wird. Der Begriff „Gut“ iſt auf das 
Geiſteswerk ſelbſt anzuwenden, da dieſes die „wirtſchaftlich ab— 
ſchätzbare Leiſtung“ erzeugt. Das Geiſteswerk iſt ſomit ſelbſt der 
Wertträger. Aus dieſer Identifizierung von Geiſteswerk und 
Geiſtesgut folgt, daß dem Geiſteswerk Realität, d. i. „ein be⸗ 
ſtimmtes, einheitliches, individuelles Sein“ zugebilligt werden 
muß. Hergebrachterweiſe wird aber wirtſchaftlichen Realitäten 
der Ausdruck „Sache“ beigelegt. Es muß alſo auch das Geiſtes⸗ 
gut als „Sache“ bezeichnet werden. Um es von der ſinnlich wahr— 
nehmbaren Sache zu unterſcheiden, hält Oſterrieth den Aus⸗ 
druck „unkörperliche Sache“ für zweckentſprechend. 

Der Genuß, den die Rechtsordnung dem Urheber über dieſe 
Sache gewährt, umfaßt alle wirtſchaftlichen Leiſtungen, er ift ſo— 


21) Altes und Neues vom Urheberrecht. 

22) Neben dem geiſtigen Eigentum anerkennt Oſterrieth noch 
das Beſtehen eines Individualſchutzes, das hier unbeachtet gelaſſen wer⸗ 
den kann. 
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mit eine vollſtändige Beherrſchung des Geiſtesguts. Da 
er dem Urheber allein zuſteht, iſt er auch ausſchlie ß Lich. 

Das Recht des Urhebers iſt daher die „ausſchließliche, prin⸗ 
zipiell unbeſchränkte, vollſtändige Beherrſchung einer unförper- 
lichen Sache“. Mit dieſer Definition hält Oſterrieth die 
(ogiſchen) Merkmale des Eigentums für gegeben, das Recht 
müſſe denſelben Normen wie die Sachenrechte unterliegen. Der 
Inhaber des geiſtigen Eigentums ſei der Urheber oder deſſen 
Rechtsnachfolger, Gegenſtand das Geiſtesgut ſelbſt, den In⸗ 
halt bilde die ausſchließliche vollſtändige Beherrſchung der 
Sache. Beſitz ſei „als eine Art Rechtsausübung“ am geiſtigen 
Eigentum möglich, eine Erſitzung, ja ſogar ein Diebſtahl müſſe 
anerkannt werden. 

Mit Aufſtellung dieſer Forderungen, die nur Oſter rieth 
in ſo konſequenter Anlehnung an das Eigentum durchführt, iſt 
der Boden des poſitiven Rechts völlig verloren, ohne daß areif- 
bare Erfolge mit einer derartigen Theorie für den Urheber er— 
reicht werden. Es widerſpricht vollkommen dem ſozialen Zweck 
des Urheberrechts, wenn man ihm eine unbegrenzte Dauer zu⸗ 
erkennen wollte. Denn gerade darin unterſcheidet es ſich von 
dem Recht an körperlichen Sachen. Das körperliche Eigentum 
will lediglich dem Berechtigten Vorteil bringen, ohne irgend 
welche beſonderen Nebenbeſtimmungen zu haben. Bei der Zweck⸗ 
beſtimmung der Urheberrechte kommt aber noch ein zweites ſehr 
weſentliches Moment hinzu: Sie ſollen neben den wirtſchaftlichen 
Vorteilen für den Autor der ganzen Menſchheit ihre Dienſte 
leihen und ſollen kulturfördernd wirken. Und dieſer Forderung 
wird die Wiſſenſchaft nur gerecht, wenn fie das Urheberrecht zeit— 
lich begrenzt. Iſt die Schutzfriſt verfloſſen, jo iſt ein noch lebens⸗ 
kräftiges Werk nicht mehr als dem Urheber oder deſſen Rechts⸗ 
nachfolgern gehörig anzuſehen, ſondern iſt Gemeingut der 
Menſchheit geworden. Eine unbeſchränkte Dauer iſt daher für 
das Urheberrecht nicht zu fordern. Hinzu kommt ferner, daß 
nach unſeren Sprachbegriffen eine Beherrſchung oder Herrſchaft 
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ſtets eine körperliche Sache vorausſetzt; wenn eine ſolche nicht 
vorhanden iſt, wird nur von einem ausſchließlichen Recht des 
Berechtigten geſprochen. Ob dann ein ausſchließliches Recht auf 
Benutzung des Geiſteswerks, das zeitlich einer Beſchränkung 
unterliegt, noch als Eigentum zu bezeichnen iſt, ſcheint mehr als 
zweifelhaft. Zwar fordert auch Dernburg s) eine ſolche E 
Unterordnung, da immerhin weſentliche Übereinftimmungen 3 
zwiſchen körperlichen und unkörperlichen Sachen vorhanden ſeien. 3 
Er verjucht ſogar, feine Behauptung mit dem geltenden Recht in 3 
Verbindung zu bringen: Da ſich nad) $ 903 BGB. das Eigentum 1 
als das Recht darſtelle, mit einer Sache nach Belieben zu ver- 
fahren und andere von jeder Einwirkung auszuſchließen, ſo müſſe 
man zwar innerhalb des Sachenrechts als Gegenſtand eine körper— 
liche Sache verlangen, darüber hinaus aber könne jedes Recht 
von gleichem Umfange „Eigentum“ genannt werden. Wir E 
können eine derart weite Auslegung nicht zugeſtehen. Durch die a 
Fixierung des Satzes, daß ein Eigentum nur an Sachen, d. h. an 
körperlichen Gegenſtänden, möglich iſt, iſt der Eigentumsbegriff 2 
für das geltende Recht auch über den Rahmen des BGB. hinaus 
beſchränkt. Eine Anwendung dieſes Begriffes auf unkörperliche 
Sachen muß als unzuläſſig angeſehen werden. Eine andere 
Frage iſt es, ob eine Erweiterung des Begriffes notwendig und 
erwünſcht iſt. Oſterrieth ſchreibt darüber: „Die Wiſſenſchaft Ss: 
hat mit der Entwicklung nicht gleichen Schritt gehalten. Sie 3 
ſträubt ſich noch, die Konſequenz aus dem Zugeſtändnis zu ziehen, 
welches die Geſetzgebung der Umgeſtaltung unſerer ſozialen Ver⸗ 
hältniſſe gemacht hat; ſie ſträubt ſich noch, den Eigentumsbegriff 
auf die Immaterialgüter auszudehnen“ 2). Von ſeinem Stand⸗ 
punkt iſt eine derartige Forderung vielleicht als berechtigt anzu⸗ 
erkennen. Da wir aber ſo weſentliche Abweichungen zwiſchen 
dem Recht an körperlichen und unkörperlichen Sachen feſtgeſtellt 
haben, ſcheint eine Erweiterung des Eigentumsbegriffes als 


23) a. a. O. S. 37 (Urheberrecht). 
24) Oſterrieth, Urheber. und Verlagsrecht S. 288. 
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durchaus verwerflich. Je enger ein Begriff gefaßt iſt, deſto beſſer 
iſt er zu präziſieren, weite Begriffe werden allzu leicht ver— 
ſchwommen. Wir haben uns einmal daran gewöhnt, als Eigen⸗ 
tum eine zeitlich unbegrenzte Herrſchaft über die körperliche 
Sache anzuſprechen. Daran kann und ſoll aus guten Gründen 
feſtgehalten werden. Mit der Ablehnung eines dinglichen Rechts 
fallen auch die von Oſterrieth geſtellten Forderungen fort. 
Ein Beſitz, unter dem wir die tatſächliche Herrſchaft über eine 
körperliche Sache verſtehen, iſt am Urheberrecht nicht möglich. 
Auch eine Erſitzung immaterieller Güter ſowie ein Diebſtahl an 
ſolchen iſt nicht anerkannt, ſcheint auch nach unſeren heutigen Be⸗ 
griffen geradezu undenkbar. 


) Das Urheberrecht als Immaterialgüterrecht. 
J. Weſen des Immaterialgüterrechts. 

Trotz der Ablehnung einer Ausdehnung des Eigentums— 
begriffes auf unkörperliche Sachen wird das Urheberrecht gleich— 
wohl von vielen Seiten als „geiſtiges Eigentum“ bezeichnet. Der 
Ausdruck hat ſich derart feſt in unſerer Sprache eingebürgert, daß 
ſelbſt im Art. 4 Ziff. 6 RV. vom „Schutz des geiſtigen Eigen⸗ 
tums“ geſprochen wird, obwohl damals ſchon der Unterſchied 
zwiſchen Sachen- und Immaterialgüterrecht anerkannt war. Im 
allgemeinen wird gegen ſeine Benutzung auch nichts eingewendet 
werden können, ſo lange eben jede Beziehung zum Sacheigentum 
geleugnet und unter geiſtigem Eigentum nur ein ausſchließliches : 
Benutzungsrecht verſtanden wird, das einer zeitlichen Schranke 
unterliegt. Es wird aber doch angebracht ſein, ſich ſtatt deſſen 
des Ausdrucks „Immaterialgüterrecht“ zu bedienen, da mit 
dieſem jene Analogie zum Sacheigentum ausgeſchaltet iſt. Außer⸗ 
dem fällt dann auch die immerhin mögliche Annahme fort, als 
beziehe ſich der Ausdruck „geiſtiges Eigentum“ auf das Recht 
am Manufkript. 

Wenn der Bezeichnung „Immaterialgüterrecht“ vorge⸗ 
worfen wird, ſie ſei nicht ſo treffend wie die althergebrachte, ins⸗ 
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beſondere gebe jie feine Begriffsbeſtimmung, jo iſt das in gewiſſer 
Weiſe berechtigt. Inſofern nämlich, als jeder neue Ausdruck, der 
nicht auf ein bereits vorhandenes Rechtsgebiet Bezug nimmt, 
eine beſtimmte Zeit braucht, um ſich begrifflich durchzuſetzen. 
Wenn die Lehre von den Immaterialgüterrechten in unſerm 
Rechtsſyſtem erſt feſten Fuß gefaßt hat, wird es ſelbſtverſtändlich 
ſein, darunter ein ausſchließliches Benutzungsrecht über unkörper⸗ 
liche Gegenſtände zu verſtehen, das gerade im Gegenſatz zum 
Sacheigentum an eine beſtimmte Friſt gebunden iſt. 


II. Die nicht vermögensrechtlichen Elemente im Recht. 


Als ein derartiges Vermögensrecht nun wird das Urheber— 
recht von einer großen Zahl von Schriftſtellern betrachtet, und 
zwar als reines Vermögensrecht 28). Aber ſein Inhalt wird er— 
ſchöpfend dadurch nicht wiedergegeben; denn es gibt außer dieſen 
vermögensrechtlichen Beſtandteilen viele andere, die als zu 
ſeinem Weſen gehörig angeſehen werden müſſen und die auch im 
Geſetz ihre Anerkennung gefunden haben, die aber nicht unter 
den Begriff des Vermögensrechts zu bringen ſind. 


So kann der Urheber, der ein Intereſſe an der Nichtver— 
öffentlichung ſeines Werkes hat, einem jeden Dritten deſſen Ver- 
öffentlichung verbieten. Er allein iſt zur Publikation befugt, 
und hat ein Recht auf Geheimhaltng ſeiner Werke. Wer dieſes 
Recht verletzt, verletzt das Urheberrecht des Künſtlers, obwohl 
zweifellos die Verletzung eines Vermögensrechts nicht immer 
vorliegt. Auch das Geſetz vertritt dieſen Standpunkt und ver— 
leiht dem Künſtler in dieſer Hinſicht ſeinen Schutz. LUG. § 11, 
4,2. — Ebenſo kann der Urheber, ſelbſt wenn eine Vervielfält 
gung ſeines Werkes aus irgend welchen Gründen möglich iſt, 
ſelbſt auch dann, wenn er auf ſein Urheberrecht verzichtet hat, von 
jedem, der das Werk nachdruckt, verlangen, daß dieſer angibt 


25) Wächter, Mandry, Stobbe-Lehmann, Enneccerus 
Dahlsheimer. 
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woher jede zitierte Stelle ſtammt. Wer ein fremdes Werk be⸗ 
nutzt, hat die Quelle deutlich anzugeben (LUG. § 25). 

Endlich iſt, wie wir oben ſchon erwähnt haben, in die Ver⸗ 
mögensrechte eine Zwangsvollſtreckung möglich. Beim Urheber- 
recht iſt eine ſolche kraft poſitiven Rechts an beſtimmte Bedin- 
gungen gebunden, dergeſtalt, daß der Urheber ſeine Einwilligung 
dazu geben muß; gegen die Erben iſt Vollſtreckung auch ohne 
eine ſolche zugelaſſen (§S 10 LUG.) Inwieweit es richtig iſt, 
eine Differenzierung gerade in dieſem Punkt zwiſchen Urheber 
und Erben vorzunehmen, ſoll hier nicht erörtert werden 26). Es 
muß aber unbedingt gebilligt werden, daß das Werk des Künſt⸗ 
lers nicht unter allen Umſtänden dem Zugriff der Gläubiger frei— 
gegeben iſt. Die geiſtige Schöpfung behält ſtets eine gewiſſe Ab— 
hängigkeit von ihrem Autor, das Geiſtesgut enthält mehr als nur 
vermögensrechtliche Elemente. Es enthält, wie die eben gezeig— 
ten Beiſpiele zeigen, auch nach der Veröffentlichung noch Be⸗ 
ziehungen zur Perſon des Autors, die perſönlichkeitsrechtliche ge— 
nannt werden können. 


III. Würdigung dieſer Teile. 

Sie werden natürlich auch von den erwähnten Schriftſtellern 
erkannt, werden von ihnen aber nicht genügend gewürdigt. Man 
ſteht in ihnen nicht Grundbedingungen für das Weſen des 
Urheberrechts, ſie ſollen vielmehr nur ſekundäre Erſcheinungen 
darſtellen. „Dieſe rein individuellen Intereſſen, wiewohl ſie für 
den Berechtigten ein Motiv in Ausübung ſeines Rechts bilden 
mögen, kommen rechtlich nicht in Betracht“ 27). Eine Beziehung 
zwiſchen Perſönlichkeit des Autors und dem Urheberrecht wird 
ſomit anerkannt. Sie wird aber teils wie bei gewiſſen Sachen⸗ 
rechten (Spezifikation) als nicht erheblich gewertet, teils gilt ſie, 


26) Vielleicht iſt es angebracht, mit Kohler das entſcheidende 
Moment auf die Veröffentlichung oder Nichtveröffentlichung eines Werkes 
zu legen. N 5 
27) Wächter a. a. O. S. 5, ebenſo Mandry S. 47. 
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da fie durch Rechtsübertragung lösbar ſein ſoll, nicht als eine un— 
mittelbare Folge der Perſönlichkeit oder gar als ein aus der Per⸗ 
ſönlichkeit als ſolcher fließendes Recht 28). Für die juriſtiſche 
Struktur des Urheberrechts kämen dieſe perſonenrechtlichen Ele— 
mente daher nicht in Frage. Auch für das heute geltende Recht 
wird von verſchiedenen Seiten das Urheberrecht als reines Ver— 
mögensrecht gewertet 29), wenn auch Dahlsheimer eine 
erhebliche Erweiterung der perſonenrechtlichen Beſtimmungen 
gegenüber dem älteren Recht konſtatiert. Es ſei aber vom Geſetz— 
geber kein genügender Schutz der Urheberperſönlichkeit gewähr— 
leiſtet, infolgedeſſen ſei das „einheitliche“ Recht „nach dem LUG. 
noch ebenſo wie nach dem Nachdruckgeſetz ein Vermögensrecht— 
wobei allerdings die perſönlichkeitsrechtlichen Beſtandteile gegen- 
über dem alten Geſetz eine erhebliche Steigerung erfahren 
hätten“ 20). 


IV. Ablehnung dieſer Lehre. 


Es ſcheint nicht recht erſichtlich, wie Da hlsheimer dieſe 
Worte gedeutet wiſſen will. U. E. gibt es nur zwei Möglich⸗ 
keiten: Entweder das Recht iſt Vermögensrecht (die perfonen- 
rechtlichen Elemente ſind juriſtiſch unbeachtlich) oder es iſt ein 
gemiſchtes Recht. Ein Gebilde, wie es Dahlsheim er kon— 
ſtruiert, ſcheint theoretiſch und dogmatiſch nicht haltbar. Wir 
betrachten die perſonenrechtlichen Beſtandteile des Urheberrechts 
gegenüber den vermögensrechtlichen durchaus nicht nur als ſekun— 
där. Sie ſind nicht nur Motive für die Ausübung des Rechts, 
ſie ſind vielmehr ein Teil und nicht der unbedeutendſte Teil des 
Rechts. Wer ihnen nur nebenſächliche Bedeutung beimißt, wird 
dem Urheberrecht nicht in deſſen vollem Umfange gerecht?). 


28) Stobbe ⸗Lehmann a. a. O. S. 29. 
29) Enneccerus a. a. O. Bd. J, 1 S. 183. 
30) Dahls heimer a. a. O. S. 12. 

31) Gierke, Beſeler und Bluntſchli. 
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d) Das „„ als Perſönlichkeitsrecht 
x) Allgemeines über Perſönlichkeitsrechte. 

Einen nicht minder extremen Standpunkt als die eben be— 
handelte Lehre nehmen die Schriftſteller ein, die das Urheber⸗ 
recht als reines Recht der Perſönlichkeit betrachten. Dieſe Theorie 
wird faſt ausſchließlich von Germaniſten vertreten !?), wie denn 
überhaupt die ſtarke Wertung der Perſönlichkeit dem römiſchen 
Recht fremd iſt. Was unter einem Perſönlichkeitsrecht zu ver— 
ſtehen iſt, iſt leicht zu ſagen. Es iſt die Herrſchaft des einzelnen 
über ſeine Perſönlichkeit und alles, was ſich unmittelbar auf dieſe 
bezieht. Es umfaßt den Schutz von Leib, Leben, Ehre und Frei⸗ 
heit, es gewährt dem Menſchen ein Recht auf freie Betätigung 
und berechtigt ihn, jeden Eingriff in ſeine unmittelbare Per⸗ 
ſönlichkeitsſphäre zurückzuweiſen. Wie das Recht auf ein unge- 
ſtörtes Leben oder das Recht auf die Freiheit ſoll das Urheber— 
recht ſeinem Weſen nach nur ein Teil der Perſönlichkeit ſeines 
Schöpfers ſein. 


3) Die Gierkeſche Lehre im beſonderen. 
J. Weſen des Rechts. 

Eine hervorragende Ausführung dieſes Gedankens finden 
wir bei Gierke), deſſen Entwicklung etwa folgenden Verlauf 
nimmt: Das Urheberrecht iſt an ſich ein höchſtperſönliches Recht. 
Es iſt ein Beſtandteil der Perſönlichkeitsſphäre ſeines Schöpfers 5 
und ſeinem ganzen Umfange nach ein einheitliches Recht, deſſen 
Inhalt das Geiſteswerk bildet, jedoch nicht in ſeiner Totalität, 
ſondern nur ſoweit als es „Perſönlichkeitsgut ſeines Schöpfers iſt 
und bleibt“. Kraft dieſes Perſönlichkeitsrechts iſt der Urheber 
und nur er allein berechtigt, ſein Werk ganz oder teilweiſe zu 
veräußern. Er kann beſtimmen, ob es der Offentlichkeit über- 
geben, ob es vervielfältigt oder gar vernichtet werden ſoll. Da⸗ 
mit iſt das Weſen des Urheberrechts gekennzeichnet, gegen jed⸗ 


En 32) Ebenſo Riezler, Kohler u. v. a. 


33) a. a. O. S. 748ff. 


Verletzung der angeführten Berechtigung kann der Urheber wegen 
Verletzung ſeiner Perſönlichkeit vorgehen. Die vermögensrecht— 
lichen Elemente ſind dem Recht nicht weſentlich, ſie ſtellen nur 
einen Ausfluß des „perſonenrechtlichen Kerns“ des Urheber— 
rechts dar. So kommt Gierke zu dem Ergebnis, daß der Um⸗ 
fang des Perſönlichkeitsrechts ein verſchiedener iſt, je nachdem der 
Urheber ſein Werk veröffentlicht hat oder nicht; denn, ſolange es 
ſich noch unveröffentlicht beim Autor befindet, gehört es noch 
ſeinem ganzen Umfange nach zur Perſönlichkeitsſphäre ſeines 
Schöpfers und erſt durch die Veröffentlichung wird es dieſer in 
beſchränktem Maße entrückt und „entfaltet“ ſich zum Vermögens⸗ 
recht. Mit der Kundgebung ſeiner Gedanken an die Allgemein— 
heit begibt ſich der Urheber in manchen Beziehungen ſeines 
Rechts; das der Allgemeinheit übergebene Werk verliert teilweiſe 
den engen Anſchluß an ſeine Perſönlichkeit. Noch immer aber 
ſtehen ihm als dem Urheber weſentliche Rechte zu, ſo das Recht 
der erneuten Vervielfältigung, der Überſetzung uſw. 

Einen weſentlichen Faktor zur Stützung ſeiner Theorie er— 
blickt Gierke in der Bemeſſung der Schutzfriſt nach der Lebens⸗ 
dauer des Autors, die er rein perſonenrechtlich zu deuten ſucht. 
Bei Lebzeiten des Urhebers beſteht das Recht, weil die perſön— 
lichen Beziehungen zwiſchen Schöpfer und Werk bis zu deſſen 

Tode beſtehen. Es erliſcht, weil auch die Beziehungen, die „ein 

Geiſtesgut zum Perſönlichkeitsrecht ſtempeln“, vergänglich ſind. 
Aber ebenſo wie mit dem Tode die Perſönlichkeit des Verſtorbe⸗ 
nen nicht ſogleich verſchwindet, vielmehr im Kreiſe der Ange— 
hörigen weiter beſteht, ſo lebt auch das Urheberrecht nach dem 
Tode des Urhebers noch weiter. Nur iſt ſeine Dauer jetzt auf 
einen beſtimmten Zeitraum beſchränkt, es beſteht nur ſo lange 
fort, „bis die Zeit verfloſſen iſt, nach deren Ablauf die über den 
Tod hinaus fortwirkende geiſtige Individualität in keinem 
Sinne mehr dem engeren Kreiſe ſeiner Erben und Rechtsnach⸗ 
folger und ganz nur noch der Nation und der Menſchheit zu ge— 
hören ſcheint“ 3). 

34) Gierke a. a. O. S. 768. 
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II. Folgerungen dieſer Theorie. 


Die wichtigſte Folgerung aus dem eben Gezeigten lieg 
darin, daß Gierke im Urheberrecht im allgemeinen ein unüber⸗ 
tragbares Recht erblickt. Als einheitliches Perſönlichkeitsrecht 
gehört es zu der Gruppe der höchſtperſönlichen Rechte. Deren 
Weſen kennzeichnet ſich darin, daß ſie von der Perſon des Be⸗ 
rechtigten nicht getrennt werden können. Folglich kann auch das 
Urheberrecht als ſolches nicht übertragen werden. Da aber 
eine Übertragung durchaus erforderlich iſt, konſtruiert G terfe 
eine ſolche, indem er erklärt, daß „eine Übertragung der Aus⸗ 
übung nach“ nicht im Widerſpruch zum Begriff höchſtperſönlicher 
Rechte ſtehe. Wie man das Erziehungsrecht ſeines Kindes in 
die Hände eines Erziehers legen könne, ſo könne man auch das 
Recht der Veröffentlichung, Dramatiſierung oder Überſetzung 
eines Werkes veräußern. 

Auch nach der Perſönlichkeitstheorie iſt daher das Urheber- 
recht, da es „in Verfügungsgewalt über ein von der Perſon ab- 
lösbares Perſönlichkeitsgut“ beſteht, übertragbar. Stets aber 
kann dies nur eine Übertragung der Ausübung nach ſein, da die 
Subſtanz des Rechtes dauernd mit der Perſon des Urhebers ver⸗ 
bunden bleibt. 


„) Widerlegung der Gierkeſchen Theorie. 
J. Stellung des Autors zu ſeinem Werk. 

Mit Recht hat ſich die herrſchende Meinung dieſer Lehre, 
die das Urheberrecht rein auf perſönlichkeitsrechtliche Grundlage 
geſtellt wiſſen will, ablehnend gegenübergeſtellt. 

Zwiſchen dem ſchaffenden Künſtler und ſeinem Werke be⸗ 
ſtehen nicht mehr derart enge Beziehungen, wie Gierke dies 
annimmt. Das Werk iſt nie Beſtandteil der Perſönlichkeit des 
Schöpfers, noch unmittelbar der Sphäre, die zu ſeiner Perſönlich— 
keit gehört. Denn gerade durch die äußerlich erkennbare Form— 
gebung gibt der Autor ſeiner Idee ein „unabhängiges Daſein“; 
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er löſt gerade durch die Fixierung ſeiner Gedanken dieſe von ſich 
ab und ſtellt ſie ſich als unleibliches Gut gegenüber, da „eine jede 
Schöpfung Entzweiung zwiſchen dem Schöpfer und dem Ge— 
ſchaffenen ſchafft, der Schöpfungsbegriff daher mit einem pan⸗ 
ctheiſtiſchen Walten des Schöpfers im Geſchaffenen und des Ge— 
ſchaffenen im Schöpfer nicht vereinbar iſt“ 5). Daher kann der 
Gegenſtand des Urheberrechts nicht in der Perſon des Künſtlers 
geſucht werden, das Werk iſt ein ſelbſtändiges Gebilde geworden. 
Das anerkennt übrigens auch Gierke, wenn er ſagt: „das Ob⸗ 
jekt iſt ein Geiſteswerk, das kraft ſeiner Individualiſierung einen 
geſonderten Beſtand, kraft ſeiner äußerlichen Fixierung ein un⸗ 
abhängiges Daſein und kraft ſeiner Beſchaffenheit als leibliches 
Gut einen ſelbſtändigen Wert hat“ 36). Damit gibt Gierke 
ſelbſt zu, daß das Recht ſich von der Perſon des Schöpfers ge- 
löſt hat. 


II. Entſtehung des Urheberrechts. 

Das Urheberrecht ſoll nach Gierke ein einheitliches Recht 
ſein, denn es habe „ſeine Wurzeln nicht in der äußeren Güter- 
welt, ſondern in der geiſtigen Welt und wachſe aus dieſer in jene, 
nicht aus jener in dieſe hinein. Das Urheberrecht ſei ſeinem 
Kern nach kein Vermögensrecht“ 37). Für die Natur des Rechts 
iſt mit dieſer Behauptung nichts bewieſen. Zugegeben, daß die 
Wurzeln des Rechts in der Perſon des Autors liegen, ſo braucht 
darum das Recht kein reines Perſönlichkeitsrecht, es braucht 
darum überhaupt kein Perſönlichkeitsrecht zu ſein; denn die 
Wurzeln eines Rechts ſind etwa den Motiven zu einem Recht 
gleichzuſetzen, und daß dieſe für die juriſtiſche Wertung des Rech— 
tes belanglos ſind, haben die Vertreter der Vermögenstheorie mit 
Recht feſtgeſtellt. Der Spezifikant erwirbt zweifellos ein Ver⸗ 
mögens⸗- kein Perſönlichkeitsrecht, wenngleich die Wurzeln dieſes 
Rechts in ſeiner Perſon begründet ſind. 

35) Kohler, Urheberrecht S. 5. 

36) Gierke a. a. O. S. 765. 

37) Gierke a. a. O. S. 760. 
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Ebenſo muß mit Sohm daran feſtgehalten werden, daß 
höchſtperſönliche Rechte weder der Subſtanz, noch der Ausübung 
nach übertragen werden können. Denn „Abwandlungen“, die 
ſoweit gehen, daß ſie das Weſen eines Rechts völlig verändern, 
dürfen nicht anerkannt werden. Das von Gierke erwähnte 
Erziehungsrecht iſt nicht wie das Perſönlichkeitsrecht des Ur- 
hebers ein höchſtperſönliches, ſondern ein Familienrecht, das hier 
zum Beweiſe nicht herangezogen werden darf. 


III. Dauer des Schutzes. 


Die Berechnung der Dauer des Urheberſchutzes nach dem 
Leben des Autors ſoll für das Vorhandenſein eines reinen Per- 
ſönlichkeitsrecht ſprechen. Viele Länder 's) haben, unabhängig 
vom Leben der Schriftſteller, eine beſtimmte Reihe von Jahren 
ſeit dem Erſcheinen des Werkes für die Dauer der Schutz— 
friſt beſtimmt. Aber ſelbſt da, wo das Werk erſt eine Anzahl von 
Jahren nach dem Tode des Autors gemeinfrei wird, kann dieſe 
Tatſache nicht rein perſonenrechtlich gedeutet werden. Eine Friſt 
von drei bis fünf Jahren würde ſich vielleicht mit der Gierkeſchen 
Theorie in Einklang bringen laſſen, die allgemein übliche Friſt 
von 30 Jahren läßt aber ein rein vermögensrechtliches Element 
zum Vorſchein kommen, da ſelbſt die Individualität unſerer be⸗ 
deutendſten Künſtler nicht ſo lange fortwirkt. 


IV. Das geltende Recht. 


Daß unſere Geſetzgebung der Gierke ſchen Lehre nicht ge— 
folgt iſt, daß fie im Urheberrecht mehr als ein reines Perjönlid- 
keitsrecht erblickt, iſt leicht nachzuweiſen. Die wichtigſte Folgerung 
aus der Gierke chen Lehre iſt die, daß nur die Ausübung des 
Urheberrechts übertragen werden könne. § 8 LUG. ſagt aber: 
Das Recht kann beſchränkt pp. übertragen werden. Hätte der 
Geſetzgeber nur eine Übertragung der Ausübung gewollt, ſo hätte 


38) So Italien, Holland, die Türkei und verſchiedene andere. 
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er das, wie z. B. beim Nießbrauch, ausdrücklich erwähnen müſſen. 
Denn dort heißt es, der Nießbrauch iſt nicht übertragbar. Die 
Ausübung des Nießbrauchs kann einem andern übertragen wer— 
den. Indirekt abgelehnt wird auch die eventuelle Annahme, das 
Urheberrecht ſei der Subſtanz nach unübertragbar, in dem bereits 
oben zitierten Abkommen zwiſchen Deutſchland und Sfterreich, 
in dem es heißt: „Die durch dieſes Abkommen gewährleifteten 
Rechte ſtehen .. . zu, gleichviel ob das Urheberrecht als ſolches 
oder nur zur Ausübung auf den Rechtsnachfolger übergegan- 
gen iſt.“ 


3) Würdigung der Perſönlichkeitstheorie. 


Iſt ſomit die Lehre, das Urheberrecht ſei als ein reines Per— 
ſönlichkeitsrecht anzuſprechen, heute in Theorie und Geſetzgebung 
nicht durchgedrungen, ſo iſt ſie doch für die Erkenntnis des Rechts 
von einſchneidender Bedeutung geworden. Denn das Urheber— 
recht iſt tatſächlich ohne die Anerkennung der Tatſache, daß viele 
perſönlichkeitsrechtliche Elemente zu ſeinem Weſen gehören, nicht 
denkbar. Wie es einſt eine Rechtsentwicklung gegeben hat, die 
das mit der Perſönlichkeit nur loſe verbundene Eigentum an 
körperlichen Sachen als Teil der Perſönlichkeit und die Ver— 
letzung des Eigentums als eine Nichtachtung ausdrückende Krän⸗ 
kung des Eigentümers anſah, ſo kann das mit der Perſönlichkeit 
des Urhebers in weſentlichen Punkten zweifellos viel inniger ver— 
bundene „geiſtige Eigentum“ erſt recht als der Perſönlichkeit des 
Schöpfers gehörig angeſehen werden. Eine Verletzung des Ur— 
heberrechts ſtellt ſich daher noch viel mehr als die Verletzung der 
Perſönlichkeit des Urhebers dar. Aber das iſt nur die eine Seite 
des Rechts. Es iſt, und zwar dies ſchon vom Moment der 
Schöpfung ab, auch Vermögensrecht. 

Das iſt mit Recht die heute herrſchende Anſicht ??). Inwie⸗ 
weit allerdings die vermögensrechtlichen und die perſonenrecht— 


39) Kohler, Riezler, Dernburg, Kloſtermann bei 
Endemann, ähnlich auch Oſterri eth. 
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lichen Elemente Teile eines gemeinſamen Rechts ſind, oder als 
zwei verſchiedene Rechte dogmatiſch zu trennen ſind, darüber 
herrſcht Streit. Klar und treffend bezeichnet Riez ler ) die 
beiden verſchiedenen Auffaſſungen als die „moniſtiſche“ und die 
„dualiſtiſche“ Theorie, welcher Terminologie wir uns im folgen⸗ 
den anſchließen wollen. 


e) Das Urheberrecht als gemiſchtes Recht. 
5 x) Die dualiſtiſche Theorie. 
J. Ihr Weſen und ihre Zweckmäßigkeit. 

Der Hauptvertreter und vor allem der Begründer der dua— 
liſtiſchen Theorie iſt Kohler). Seine Argumente beruhen 
vor allem darauf, daß Immaterialgüterrecht und Perſönlichkeits⸗ 
recht innerhalb des Urheberrechts abſolut getrennte Begriffe bil- 
den, die ihrer Art nach ſo verſchieden ſind, daß es nicht angeht, 
ſie auf gemeinſamer Grundlage aufzubauen. Das Perſönlich— 
keitsrecht hat wohl mit dem Urheberrecht gewiſſe Beziehungen 
(Verklammerung nach Kohler), erſchöpft ſich aber nicht in ihm, 
ſondern iſt viel umfaſſender, da es den vollkommenen Schutz der 
Perſönlichkeit auch in den Fällen gewährt, in denen von Ihr: 
heberrechten nicht die Rede ſein kann. So iſt es möglich, daß 
das Perſönlichkeitsrecht ohne ein Immaterialgüterrecht exiſtiert 
— wenn z. B. der Urheber auf alle vermögensrechtlichen Befug⸗ 
niſſe verzichtet hat — oder daß das Immaterialgüterrecht ohne 
Perſönlichkeitsrecht anerkannt werden muß, was nach dem Tode 
des Urhebers dann anzunehmen iſt, wenn von einer Nachwirkung, 
der Perſönlichkeit des Autors nicht mehr die Rede ſein kann. 

Es wird Kohler vorgeworfen, daß er mit ſeiner Methode 
ein einheitliches Recht zerreiße. Aber zu Unrecht. Denn die 


40) S. 18. 

41) Ein Doppelrecht nehmen ferner Dernburg Individualrecht 
und geiſtiges Eigentum) und Oſterrieth an, nur daß dieſer den 
perſönlichen Elementen des Rechts die Rechtsnatur aberkennt und fie als 
Individualſchutz bezeichnet. 
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juriſtiſche Analyſe ſoll die Natur eines Rechts nachweiſen, wobei 
es abſolut ohne Bedeutung iſt, ob ein Recht ſich dogmatiſch als 
eine Summe mehrerer Einzelrechte darſtellt. Gerade im Gegen— 
teil wird dadurch das Verſtändnis für das Weſen des Rechts ſehr 
erleichtert. Die von Kohler aufgezählten beiden Rechte bilden 
tatſächlich den Beſtand des Urheberrechts, ſeine Theorie kann da⸗ 
her nur als durchaus richtig hingeſtellt werden. 


II. Das geltende Recht. 

Eine andere Frage iſt es, ob ſie im heutigen Recht durch die 
Geſetzgebung anerkannt iſt, und da werden wir leider, wie wir 
gleich vorweg nehmen wollen, zu einem negativen Ergebnis ge— 
langen. Im LUG. find recht wenig Vorſchriften, die den Schutz 
der Perſönlichkeit des Urhebers zum Inhalt haben. Eine der 
wichtigſten Forderungen, die Anerkennung der Urheberehre, iſt 
aus dem LUG. nicht zu erſehen. Ein Verſuch, dieſe aus einer 
allgemeinen Anerkennung eines umfaſſenden Perſönlichkeits— 
rechts zu konſtruieren, kann fi) auf die Vorſchriften des $ 823, J 
BGB. ſtützen. Dort heißt es: „Wer ... das Leben, den Kör— 
per, die Geſundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein ſonſti— 
ges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, iſt ... ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig.“ Von verſchiedenen Seiten “?) find die Worte 
„oder ein ſonſtiges Recht“ ſo aufgefaßt worden, als ob ſie nicht 
nur auf das „Eigentum“, ſondern auch auf die vorangehenden 
Lebensgüter Bezug hätten, ſo daß auch dieſe als ſubjektive Rechte 
zu werten ſeien. Dann könnten ſie wohl als Beiſpiele eines um⸗ 
faſſenden Perſönlichkeitsrechts angeſehen werden, zu dem auch die 
Ehre, mithin auch die Urheberehre, zu rechnen ſei. Dieſe Auf⸗ 
faſſung widerſpricht aber dem Willen des Geſetzes. Leben, Ge⸗ 
ſundheit, Freiheit, dieſe wichtigſten Erſcheinungsformen eines 
Individual- oder Perſönlichkeitsrechts, ſind vom Geſetzgeber nicht 
zu ſubjektiven Rechten geſtempelt worden, ihre Verletzung iſt nur 


42) Dernburg, Schuldverh. S. 699 ff.; Staudinger a. a. O. 
S. 1595. 
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als die wichtiger Lebensgüter gleich dem Eigentum oder ähnlichen 
Rechten unter Strafe geſtellt. Erſtmalig geht das aus den Be— 
ratungen in der Kommiſſion hervor *), dann weiſt aber auch 
Enneccerus !) richtig nach, daß der Geſetzgeber wohl das 
Recht auf Leben, das Recht auf Freiheit als ſubjektive Rechte 
geſtalten könne, nicht aber Leben oder Freiheit ſelbſt. Die An— 
erkennung eines allgemeinen Perſönlichkeitsrechts iſt alſo durch 
das geltende Recht nicht gegeben “). 

In dieſem Sinne hat auch das Reichsgericht entſchieden. 
Im 51. Bande wird ausgeführt, daß verſchiedentlich behauptet 
würde, der Geſetzgeber habe die in § 823, 1 BGB. aufgeführten 
Güter, wie Leben, Freiheit, Körper, Geſundheit, zu ſubjektiven 
Rechten erhoben und die Worte „oder in ſonſtiges Recht“ auch 
auf ſie bezogen, ſo daß darüber hinaus der Schutz auch 
auf andere derartige Lebensgüter ausgedehnt und ſomit aus 
§ 823, 1 BGB. auf die Exiſtenz eines allgemeinen Perſönlich⸗ 
keitsrechts geſchloſſen werden könne. „Es werden von einer 
mehrfach vertretenen Theorie eine nicht abgeſchloſſene Reihe ſog. 
Perſönlichkeits- oder Individualrechte aufgeſtellt und für Privat- 
rechte erklärt. Aber dieſe, bisher noch nicht zur Abklärung und 
Anerkennung gelangte Auffaſſung erſcheint für die Anwendung 
des $ 823,1 BGB., deſſen Begrenzung damit eine völlig unſichere 
wäre, nicht als verwertbar“ 6). 

8) Die moniſtiſche Theorie. 
J. Das geltende Recht. 

Die Vorſchriften des §S 823 BGB. laſſen ſich ſomit nicht zur 
Konſtruktion eines allgemeinen Perſönlichkeitsrechts verwerten. 
Der Urheber iſt zum Schutze ſeiner Perſönlichkeit lediglich auf die 
dürftigen Vorſchriften angewieſen, die ſich darüber im LUG. be⸗ 
finden. 


43) Vgl. darüber Planck Bd. IJ S. 7ff. 
44) a. a. O. I, 2 S. 644. 
45) Enneccerus J, 2 S. 643; Oertmann S. 941; Planck 
S. 971; RGRäte S. 784. 
46) RG. 51 S. 373; ebenſo Bd. 56 S. 271 ff.; Bd. 58 S. 24ff. 
3. 
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Aus verſchiedenen Gründen können dieſe aber nicht als ein 
vom Immaterialgüterrecht geſondertes Recht angeſprochen 
werden. 

1. Es fehlt ihnen, wie ſchon gejagt, vor allem die wichtigſte 
Beſtimmung, der Schutz der Urheberehre und die Anerkennung 
der Urheberſchaft. Solange dieſe nicht poſitiv im LUG. ausge- 
ſprochen iſt oder ſolange ſie ſich nicht aus umfaſſenderen anderen 
Beſtimmungen ergibt, wird von einem beſonderen Individual- 
recht des Urhebers nicht geſprochen werden können. 

2. Zweifelhaft kann ſein, ob ſchon daraus, daß beide Rechte 
in einem Geſetz behandelt werden, auf eine Einheitlichkeit des 
Urheberrechts geſchloſſen werden könne. Ich möchte das im 
Gegenſatz zu Riezler !!) bejahen. Zwar kann gerade das 
Perſönlichkeitsrecht mit dem Immaterialgüterrecht einige Schritte 
gemeinſam gehen. Es iſt aber ſonſt von dieſem derart verſchieden, 
daß ſeine Exiſtenz notwendigerweiſe durch das BGB. gewähr- 
leiſtet, im LUG. höchſtens noch ſpezielle Vorſchriften hinſichtlich 
des beſonderen Perſönlichkeitsrechts des Urhebers gegeben ſein 
dürften. 

3. Sicher ſpricht aber gegen einen Dualismus die Tatſache, 
daß Perſönlichkeitsrecht und Immaterialgüterrecht im LUG. 
überall eng miteinander verbunden, häufig ſogar in denſelben 
Paragraphen genannt werden. ($ 10 LG.: Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gegen den Urheber — gegen den Erben.) Ebenſo iſt die 
Einheitlichkeit der Schutzbeſtimmungen bei Verletzung ſowohl der 
perſönlichkeitsrechtlichen wie der vermögensrechtlichen Vorſchrif— 
ten nur vom Standpunkte eines einheitlichen Urheberrechts zu 
vertreten“). 

Das Ergebnis unſerer Unterſuchung iſt mithin, daß das. 
literariſche Urheberrecht ſich kraft poſiti⸗ 
ven Rechts als ein einheitliches Recht dar- 
ſtellt, deſſen Teile ſowohl vermögensrecht⸗ 

47) Riezler a. a. O. S. 21. 

48) Das betont beſonders Crome a. a. O. S. 6 Anm. 38. 
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lichen wie perſönlichkeits rechtlichen Charaf- 
ter haben, bei dem aber die vermögensrecht⸗ 
lichen Elemente weitaus überwiegen. 

So hat auch das Reichsgericht im 69. Bande entſchieden: 
„Ein allgemeines, ſubjektives Perſönlichkeitsrecht iſt dem gelten- 
den Rechte fremd. Es gibt nur beſondere geſetzlich geregelte Per— 
ſönlichkeitsrechte, wie das Namensrecht . . . die perſönlichkeits⸗ 
rechtlichen Beſtandteil des Urheberrechts“ ). 


II. Würdigung dieſer Theorie. 

Vom theoretiſchen Standpunkt kann dieſes Ergebnis nicht 
als befriedigend anerkannt werden. Die Theorie muß durchaus 
für die Schaffung eines Doppelrechts eintreten; denn alle Ver- 
ſuche, das Einheitsrecht wiſſenſchaftlich zu rechtfertigen, müſſen 
als verfehlt angeſehen werden. Vor allem iſt es Riezler ), 
der den Standpunkt des Geſetzgebers zu rechtfertigen ſucht. 

Der Hauptfaktor ſeiner Beweisführung gipfelt darin, daß 
auch das Immaterialgüterrecht nicht nur die vermögensrechtlichen 
Intereſſen ſchütze, ſondern zugleich auch dem Schutze ideeller In⸗ 
tereſſen diene. Als Stütze für dieſe Behauptung wird ein Aus⸗ 
ſpruch Kohlers zitiert, der im Archiv für die Ziviliſtiſche 
Praxis jagt: „Das Vermögensrecht an einem Gegenſtand ent- 
hält die geiſtigen Intereſſen ſchon in ſich“ 51). Nur ſcheinbar 
ſpricht aber dieſer Satz für die Exiſtenz eines einheitlichen Rechts; 
denn Perſönlichkeitsrecht und die von Kohler zitierten „geiſti⸗ 
gen Intereſſen“ ſind zweierlei. Geiſtige oder, was dasſelbe iſt, 
ideelle Intereſſen, können ſich als Motiv für die Höhe des Wertes 
des Immaterialgutes darſtellen, nie aber hat das geiſtige Intereſſe 
etwas mit dem Perſönlichkeitsrecht des Autors gemein 52). 


49) RG. 69, 403. 

50) Ebenſo Anders, Allfeld und Crome. 

51) Kohler, ArchgZivpr. 82, 228. 

52) Dieſe Stelle iſt lediglich ein Beweis dafür, daß neben dem 
Tauſch⸗ oder Nutzwert auch der ideelle Wert ein Vermögensrecht charaf- 
teriſiert. i 
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Den zweiten Grund für die Annahme eines einheitlichen 
Rechts ſieht Riezler darin, daß Perſönlichkeits- und Ver⸗ 
mögensrechte keine unabänderlichen Größen ſeien, ſondern, daß 
ihre Abgrenzung jeweils vom geltenden Rechte abhängig jei. 
Ob dieſe Behauptung in ihrer Allgemeinheit richtig iſt, braucht 
nicht erörtert zu werden. Für das Urheberrecht im beſonderen 
trifft fie, wie Riezlerss) ſelbſt zugibt, nicht zu. Denn wie 
weit die Geſetzgebung auch gehen mag, die rechtliche Anerkennung 
der Urheberehre oder der Urheberſchaft muß ſtets als reines Per— 
ſönlichkeitsrecht aufgefaßt werden. 


C. Schluß. 
Forderungen de lege ferenda. 

Das erhaltene Reſultat iſt, da das theoretiſche Ergebnis mit 
dem Stande der Geſetzgebung nicht übereinſtimmt, nicht befriedi— 
gend. Noch heute hat das Urheberrecht nicht die ſeinem Weſen 
völlig entſprechende Würdigung erhalten. Die perſönlichkeits— 
rechtlichen Elemente ſind allerdings weit mehr als in älterer Zeit 
in den Vordergrund getreten, ſie haben heute zweifellos ſchon 
juriſtiſche Bedeutung gewonnen, und bilden einen weſentlichen 
Teil des Urheberrechts. Es wird aber Aufgabe der Wiſſenſchaft 
ſein, darauf hinzuwirken, daß die Geſetzgebung ſie weiter ver— 
mehrt und ſie dann als ſpezielles Individualrecht des Urhebers, 
das ſeinerſeits wieder nur eine Unterabteilung eines allgemeinen 
Perſönlichkeitsrechts bildet, dem Immaterialgüterrecht als ſelb— 
ſtändiges Recht gegenüberſtellt. Erſt dann wird der Urheber auch 
nach der perſönlichkeitsrechtlichen Seite hin den Schutz erhalten, 
der ihm gebührt. Außerdem wird ein ſtärkerer Ausbau des Per— 
ſönlichkeitsrechts viel zur Klärung der einzelnen Befugniſſe bei- 
tragen, die dann wohl geſondert aufgezählt werden müſſen. Dann 
wird es möglich ſein, den urheberrechtlichen Schutz nach dem 


53) a. a. O. S. 20. 
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Tode des Urhebers getrennt nach der vermögens- und perſönlich⸗ 
keitsrechtlichen Seite hin auszugeſtalten oder etwa beide Rechte, 
was ihre Übertragbarkeit anbelangt, verſchieden zu behandeln. 

Endlich, und das iſt nicht der mindeſt wichtige Punkt, hängt 
von der Ausgeſtaltung der perſönlichkeitsrechtlichen Teile des 
Urheberrechts zu einem ſelbſtändigen Individualrecht die An- 
erkennung eines Schutzes an Briefen ab, die durchaus erſtrebens⸗ 
wert, mit den heutigen Mitteln aber nicht immer erreicht werden 
kann “). Denn jelten nur wird einem Brief ein autorrechtlicher 
Schutz zuzubilligen ſein, nicht immer wird eine Verletzung des 
Briefgeheimniſſes als Verſtoß gegen die guten Sitten aus § 826 
BGB. zivilrechtlich verfolgbar ſein; iſt aber ein allgemeines Per⸗ 
ſönlichkeitsrecht anerkannt, ſo kann jeder Briefſchreiber kraft 
dieſes ſeines Rechts unter allen Umſtänden gegen den Verletzer 
ſeiner Individualität vorgehen. 


54) Vgl. darüber Mitteis, Kohler, Recht an Briefen, insbeſ. 
138 ff. und Riezler a. a. O. S. 20. 
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